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Jugend und Wirtschaft

Der Golf-Diesel von Bernhard Holzap-
fel war schon seit drei Jahren nicht mehr
an einer Tankstelle, obwohl er jedes Jahr
rund 20 000 Kilometer fährt. Der Grund
für diese Abstinenz liegt darin, daß Pflan-
zenöl an fast keiner Tankstelle zu bekom-
men ist. So tankt Holzapfel in seiner eige-
nen Garage reines Rapsöl aus einem
1000-Liter-Kanister, der ihm von der Öl-
mühle nach Hause geliefert wird.

Damit der 90-PS-Motor des Golf TDI
mit diesem im Vergleich zum Diesel dick-
flüssigeren Naturprodukt zurechtkommt,
mußten kleinere Umbauten vorgenom-
men werden, wie sie zum Beispiel die Els-

bett Technologie GmbH in Thalmässing
bei Nürnberg anbietet. Dort werden dik-
kere Kraftstoffleitungen, ein zusätzlicher
Filter, robustere Einspritzdüsen und ein
Wärmetauscher eingebaut. Was Holzap-
fel in den Tank schüttet, ob Raps-, Son-
nenblumen-, Oliven- oder ein beliebiges
anderes Pflanzenöl, ist nach dem Umbau
unerheblich. Das naturbelassene Öl darf
übrigens nicht mit dem an vielen Zapf-
säulen erhältlichen Biodiesel verwech-

selt werden. Dabei handelt es sich um
Rapsöl, das durch einen chemischen Pro-
zeß dem unveränderten Dieselmotor an-
gepaßt wird, aber für nur wenige Auto-
modelle freigegeben ist.

Die Kosten einer solchen Umrüstung,
die nur bei Dieselmotoren möglich ist, be-
laufen sich je nach Fabrikat auf 3200 bis
4500 Euro. Dieser Preis könnte jedoch
nach Aussage von Josef Gold vom ÖDP-
Arbeitskreis Landwirtschaft deutlich
niedriger liegen: „Würde die Umrüstung
der Pflanzenöltechnik in Serie gesche-
hen, wäre diese nicht teurer als jeder her-
kömmliche Motor.“ Trotzdem haben die

großen Automobilkonzerne bisher kein
Interesse am Pflanzenöl als Kraftstoff ge-
zeigt, obwohl er eine ökologische und
ökonomische Alternative zum Diesel dar-
stellen könnte. Die Zurückhaltung der In-
dustrie erklärt Firmenchef Klaus Elsbett,
dessen Vater früher bei VW in der Moto-
renentwicklung tätig war und später ei-
nen reinen Pflanzenölmotor konstruier-
te: „Große Firmen produzieren nur für
den Massenmarkt und nicht für Nischen-

märkte.“ Trotzdem gibt es nach Aussage
Elsbetts derzeit in der Bundesrepublik
zwei- bis dreitausend Autos, die nachträg-
lich auf Pflanzenöl umgerüstet worden
sind.

Viele Elsbett-Kunden haben ökologi-
sche Motive für den Einsatz des regenera-
tiven Kraftstoffs Pflanzenöl. Das gilt
auch für Hartwig Löffelmann, den Ge-
schäftsführer des Naturparks Bayeri-
scher Wald, der seit Jahren mit Rapsöl
fährt: „Ich fahre mit Pflanzenöl, weil es
ein nachwachsender und umweltfreundli-
cher Kraftstoff ist.“

Aus rein ökonomischen Erwägungen
heraus hat die Umrüstung der Dieselmo-
toren jedoch kaum Sinn. So bezieht Holz-
apfel seinen Kraftstoff bei einer regiona-
len Ölmühle zum Literpreis von derzeit
0,63 Euro bei Anlieferung frei Haus in ei-
nem 1000-Liter-Behälter. „Bei einem
Dieselpreis von 96,9 Cent müßte ich ins-
gesamt 160 000 Kilometer fahren, damit
sich die Umbaukosten amortisieren“,
rechnet der Mathematiklehrer vor, den
die Umrüstung seines Autos 3200 Euro
gekostet hat. Der Grund für den niedrige-
ren Preis des Pflanzenöls gegenüber dem
Diesel liegt nicht in der billigeren Her-
stellung, sondern vor allem in der Be-
steuerung. Nach Informationen des Fi-
nanzministeriums werden biogene Kraft-
stoffe bis 2008 auch weiterhin nicht be-
steuert. Bei der Kraftfahrzeug-Steuer
werden allerdings keine Unterschiede ge-
macht, denn ein umgerüstetes Fahrzeug
kann weiterhin problemlos mit herkömm-
lichem Diesel gefahren werden.

Neben den geringeren Kosten bringt
der Kraftstoff Pflanzenöl gegenüber dem
Diesel allerdings zahlreiche weitere Vor-
teile mit sich. So verringert das Tanken
von Rapsöl die Abhängigkeit vom Erdöl-
Import. Darüber hinaus ist die Verwen-
dung von Ölpflanzen als Kraftstoff koh-
lendioxyd-neutral. Denn das Auto emit-
tiert gerade soviel von diesem Gas, wie
die Ölpflanze vorher beim Anbau aus
der Luft aufgenommen hat. Dies trägt
zur Reduzierung des Treibhauseffektes
bei, der für die globale Erwärmung ver-
antwortlich gemacht wird. Außerdem
kann Pflanzenöl im Tank nicht explodie-
ren und stellt keine Gefährdung für das
Grundwasser dar. Selbst ein Tankerun-

glück beim Transport von Palmöl aus tro-
pischen Regionen nach Europa wäre öko-
logisch unbedenklich. „Für die Fische
wäre das sogar ein gefundenes Fressen“,
schmunzelt Elsbett. Auch in der Land-
wirtschaft ließen sich aus dem verstärk-
ten Einsatz von Pflanzenöl Vorteile zie-
hen. So könnte der verstärkte Rapsanbau
helfen, Überschüsse bei den klassischen
Agrarprodukten in der EU abzubauen.

Bei dieser Fülle von Vorteilen des
Pflanzenöls gegenüber fossilen Kraftstof-
fen stellt sich die Frage, warum Autofah-
rer wie Holzapfel oder Löffelmann eine
Minderheit darstellen. Dies liegt vor al-
lem an den hohen Umrüstungskosten.
Da liegt es nahe, daß einige Pflanzenöl-
pioniere versuchen, ohne sie auszukom-
men. Eine kleine, aber wachsende Schar
von Bastlern führt selbst kleinere Um-
bauten an ihrem Fahrzeug durch, und
manche verzichten gar völlig auf techni-
sche Veränderungen. Statt Diesel tanken
diese „Pöler“, wie sie sich in Internetfo-
ren nennen, dann einfach Rapsöl, zum
Teil mit etwas Diesel oder Benzin ver-
setzt und testen im Selbstversuch, wie lan-
ge der Motor das mitmacht. Bei manchen
Pölern ging diese Hardcore-Methode
schon Tausende von Kilometern gut.
Ohne Umbau allerdings nur bei höheren
Außentemperaturen. „Bei Minusgraden
wird das Pflanzenöl nämlich fest wie Mar-
garine“, sagt Umrüstprofi Elsbett.

Neben der Umrüstung verhindert das
Fehlen eines ausgebauten Tankstellennet-
zes für Pflanzenöl die stärkere Verbrei-
tung des Alternativkraftstoffes. Das
Tankproblem ist für Löffelmann, der
ebenfalls eine 1000-Liter-Box mit Rapsöl
in der Garage stehen hat, jedoch weniger
von Bedeutung. „Mit 1000 Litern kann
ich etwa 14 000 Kilometer fahren“, er-
klärt Löffelmann, und im Notfall könne
man ja auch mal Diesel tanken. Trotz-
dem kann auch der überzeugte Rapsöl-
fahrer Holzapfel noch einen Nachteil bei-
steuern: „Bei der Verbrennung von Pflan-
zenöl entsteht ein Geruch wie bei einer
Imbißbude, und das kann bei den Fah-
rern der nachfolgenden Autos leicht Hun-
gergefühle auslösen . . .“
 MARTINA KOPP

Manche wehren sich mit allen Mitteln,
wenn auch mit mäßigem Erfolg. „Schluß
mit dem AbGEZocke!“ fordert Sönke Pen-
cik, selbständiger Werbe- und Internet-
dienstleister, auf seiner Internet-Aktionssei-
te www.rundfunkgebuehrenzahler.de. Er
wendet sich damit in erster Linie gegen die
aufgezwungene Erhebung von Rundfunkge-
bühren in Deutschland und arbeitet des-
halb zur Zeit an einem Vorschlag zur Refor-
mierung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks. „In den letzten Jahren ist aus dem
Auftrag zur Grundversorgung eine Über-
versorgung mit Programmen geworden“, er-
klärt er. ARD und ZDF betrieben 21 Fern-
seh- und 53 Radioprogramme, und für alle
müsse man Gebühren zahlen, egal, ob man
sie empfange oder nicht. „Man kann nicht
von den Rundfunkgebührenzahlern verlan-
gen, daß sie jede Programmausweitung
durch höhere Gebühren finanzieren müs-
sen“, sagt Pencik im Hinblick auf die kürz-
lich von ARD und ZDF beantragte Gebüh-
renerhöhung ab 2005.

Scharf kritisiert wird aber nicht nur die
Höhe der Gebühren, sondern auch die Art
der Eintreibung durch die Gebührenein-
zugszentrale der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten in der Bundesrepublik
Deutschland (GEZ). Diese ist das Ergebnis
einer schlichten Verwaltungsvereinbarung
zwischen den Anstalten, sie führt aber eine
umfangreiche Datensammlung über die
Bürger, die mit den Einwohnermeldeäm-
tern abgeglichen wird. Denn nach dem
Rundfunkgebührenstaatsvertrag der Bun-
desländer (Rundfunk ist Ländersache) hat
jeder Rundfunkteilnehmer „für jedes von
ihm zum Empfang bereitgehaltene Rund-
funkempfangsgerät eine Grundgebühr und
für das Bereithalten jedes Fernsehgerätes
jeweils zusätzlich eine Fernsehgebühr zu
entrichten“. Dabei liegt die Tücke schon in
der Definition der Rundfunkempfangsgerä-
te. Alle Geräte, die zur „nicht zeitversetz-
ten Hör- oder Sichtbarmachung oder Auf-
zeichnung von Rundfunkdarbietungen
(Hörfunk und Fernsehen) geeignet sind“,
gehören dazu. Vor dem Hintergrund, daß
zukünftige Handy-Generationen mit
UMTS aufgrund der hohen Datenübertra-
gungsrate ebenfalls die Möglichkeit bieten,
Radio- und Fernsehsendungen zu empfan-
gen, wird von ARD und ZDF schon in Be-
tracht gezogen, auch für diese Geräte Rund-
funkgebühren zu erheben; PC mit Internet-
zugang, über die Rundfunkprogramme zu
bekommen sind, gehören jetzt schon dazu,
die Gebührenpflicht ist nur ausgesetzt.
Auch die Frage, ob die in einer Reihe von
Grundsatzurteilen des Bundesverfassungs-
gerichts festgezurrte sogenannte Grundver-
sorgung durch die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten nicht schon längst über-
schritten wurde, wird heftig diskutiert. Je-
denfalls ist diese Grundversorgung teuer:
Nach dem 13. Bericht der aus unabhängi-
gen Experten bestehenden Kommission
zur Ermittlung des Finanzbedarfs der
Rundfunkanstalten (KEF) standen ARD
und ZDF 2002 Gebühreneinnahmen von
rund 6,33 Milliarden Euro zuzüglich Wer-

beerlösen zur Verfügung. Die Gebühren er-
gaben sich aus 40,25 Millionen Hörfunkge-
räten und 35,51 Millionen Fernsehgeräten,
die im vergangenen Jahr laut ARD in
Deutschland angemeldet waren. Im Ver-
gleich dazu erzielten die privaten Sender
durch Werbeerlöse alle zusammen nur 4,27
Milliarden Euro, so eine Schätzung des Ver-
bandes Privater Rundfunk und Telekommu-
nikation e.V. (VPRT). Von den Rundfunk-
gebühren werden bei ARD und ZDF nach
eigenen Angaben insgesamt etwa 27 400 fe-
ste Mitarbeiter beschäftigt.

Die GEZ hat laut Geschäftsbericht
mehr als 800 Mitarbeiter. Allein der Auf-
wand für die Gebühreneintreibung belief
sich 2001 auf 116,3 Millionen Euro, das ent-
sprach 1,74 Prozent der gesamten Rund-
funkgebühreneinnahmen im gleichen Jahr.
ARD und ZDF betonen immer wieder,

Grundversorgung sei nicht als Minimalver-
sorgung zu verstehen, sondern sie schließe
die gesamten Programmangebote an Bil-
dung, Information und Unterhaltung ein.
Der Begriff der Grundversorgung sei zu-
dem „gegenständlich und zeitlich offen so-
wie dynamisch“. Mit anderen Worten, er ist
nicht genau definiert. Außerdem wird dar-
auf hingewiesen, daß im Jahr 2002 wie auch
schon in den vorangegangenen Jahren der
Anteil der Sendezeit für Information und
Bildung bei den Öffentlich-Rechtlichen mit
etwa 40 Prozent fast doppelt so hoch wie
bei den Privaten gewesen sei. Andererseits
sind von 1990 bis heute die Rundfunkge-
bühren in Deutschland nach ARD-Anga-
ben von umgerechnet 9,71 Euro auf 16,15
Euro im Monat gestiegen, was immerhin ei-
ner Erhöhung von mehr als 66 Prozent ent-
spricht. Wenn es jetzt nach ARD und ZDF

geht, sollen die Gebühren 2005 auf 18 Euro
erhöht werden.

„Mir ist kein privatwirtschaftliches Me-
dienunternehmen bekannt, das sich derzeit
eine Erhöhung der Programm- und Perso-
nalkosten leisten kann – im Gegenteil“,
sagt dazu Jürgen Doetz, der Präsident des
Privatfunk-Verbandes. Der VPRT hat in
Brüssel Beschwerde bei der EU-Kommissi-
on eingelegt, damit die Quersubventionie-
rung von privatwirtschaftlichen Tätigkeiten
mit Rundfunkgebühren verhindert wird.
Die Ausuferung der Internet-Aktivitäten
der öffentlich-rechtlichen Sender wird da-
bei besonders kritisch betrachtet und stellt
nach Ansicht der Privatsender eine Wettbe-
werbsverzerrung dar.

Doch Reinhard Grätz, der Vorsitzende
des WDR-Rundfunkrates, gibt sich über-
zeugt: „Die Brüsseler Karte wird nicht ste-
chen.“ Der deutsche öffentlich-rechtliche
Rundfunk habe in Europa eine Vorbild-
funktion, und zudem sei der Aufgabenkata-
log gesetzlich präzise definiert, meint
Grätz. Des weiteren werde die Höhe der
aufzubringenden Gebührenmittel von ei-
ner sachverständigen und unabhängigen
Kontrollinstanz festgelegt. In bezug auf die
Internet-Vorhaben sagt Grätz: „Die On-
line-Aktivitäten sind Bestandteil der gesetz-
lich und rundfunkstaatsvertraglich garan-
tierten Teilhabe an innovativen Rundfunk-
entwicklungen.“ Zusätzlich werde auf die
Abgrenzung zu den kommerziellen Ange-
boten große Sorgfalt verwandt.

Vermutlich wird die Rundfunkgebühren-
problematik auch in Zukunft viel Zünd-
stoff bieten. Und der Zuschauer? Er wird
wohl auch weiterhin in persönlich subven-
tionierten Werbespots gefragt werden:
„Schon GEZahlt?“ 
 CHRISTOPH WIMMER

Den nachfolgenden Fahrer beschleichen Hungergefühle
Frisch gepreßt und ab in den Tank / Salatöl als umweltfreundlicher Kraftstoff / Teure Umrüstung des Dieselmotors – oder auch ganz ohne

Ein Dutzend Führungskräfte versuchen
konzentriert, mit Hilfe von fünf Balken
und einem Seil einen „Säuresee“ zu über-
queren. Nein, es handelt sich hierbei nicht
um alternative Betriebsausflüge, sondern
um Team- und Führungstrainings, wie
Siegfried Simon, ein selbständiger Out-
door- und Teamtrainer, die von ihm ange-
botenen Kurse beschreibt. Es gehe bei sei-
nen Seminaren darum, die Kommunikati-
on untereinander zu verbessern, um Mana-
ger zu leistungsfähigerem und erfolgsori-
entierterem Arbeiten zu trainieren. Aber
nicht nur Unternehmer und Manager nut-
zen dieses Angebot, sondern auch Schul-
klassen sowie Familien und andere private
Gruppen. Daß der Zug der Outdoorsemi-
nare mittlerweile so richtig ins Rollen ge-
kommen ist, belegt eine Reihe lokaler Poli-
tiker, darunter Bürgermeister, die zusam-
men mit den Amtsleitern der Stadtverwal-
tung am Wochenende in den Wald am
Stadtrand fahren und dort ausschließlich
in mühevoller Handarbeit eine Holzhütte
oder eine Erdkote mit Feuerstelle errich-
ten, um ihre Teamfähigkeit zu beweisen.

Viele Unternehmen schätzen die Mög-
lichkeit, ihren führenden Mitarbeitern
eine Abwechslung zum Berufs- und zum
Seminaralltag bieten zu können. Und das
nicht zuletzt deswegen, weil Outdoorsemi-
nare in aller Regel maximal zwei bis drei
Tage dauern und folglich weniger kosten
als einwöchige Managementseminare, wel-
che die gleichen Ausbildungsziele haben.
Für die Trainings spricht nach Ansicht der
Anbieter, daß es sich hierbei um das Prin-
zip des gemeinsamen „Learning by
Doing“ handelt. Es geht um die prakti-
sche Lösung von Problemstellungen, wo-
bei sich eine gewisse Gruppendynamik
entwickeln soll, die den gewünschten Ef-
fekt der Zusammenarbeit bringt. Den Teil-
nehmern wird beigebracht, daß Team-
work notwendig ist, um zum Beispiel ei-
nen „Elektrozaun“ (der glücklicherweise
nur aus einem Seil besteht) zu überwin-
den, ohne den 1,7 Meter hohen Zaun zu
berühren. Dadurch kommt sich die Grup-
pe automatisch näher. Die Teilnehmer sol-
len die Vorgehensweise verinnerlichen,
um sie dann später bei der Problemlösung
am Arbeitsplatz anwenden zu können.

Neben der Lokalpolitik und der Indu-
strie möchten auf der anderen Seite auch
Dienstleistungsunternehmen wie Apothe-
ken und Anwaltskanzleien von dieser Art
der Fortbildung profitieren. Denn es
kommt nicht allein auf die interne Kom-
munikation und Zusammenarbeit an, son-
dern auch auf das Erscheinungsbild und
das Verhalten dem Kunden gegenüber. In
dieser Beziehung tragen Outdoortrainings
enorm dazu bei, die Motivation innerhalb
der Gruppe zu erhöhen sowie Konflikte,
die sich vorher im Arbeitsalltag angestaut
haben, abzubauen und zu lösen, meinen
die Seminarleiter.

Doch abgesehen davon bleibt eine Fra-
ge offen: Wird der wünschenswerte Effekt
wirklich längerfristig erreicht, oder be-
steht die Gefahr, daß die Teilnehmer das
Seminar als besseren Betriebsausflug ver-
stehen? Um diesem Problem entgegenzu-
treten, muß der Trainer für die notwendi-
ge Ordnung und Disziplin sorgen. Daß es
funktioniert und Outdoortrainings zuneh-
mend gefragt sind, zeigt sich schon allein
durch die vielen Angebote unter anderem
im Internet. HENRY VOLK

Web. Manchen öffentlichen Einrich-
tungen muß es richtig gutgehen: Die
Bundesbank hat mehr als 14 000 Mitar-
beiter, der Deutsche Wetterdienst
2700. Das ist noch nicht einmal üppig,
ARD und ZDF leisten sich das Zehnfa-
che. Was treiben die eigentlich alle? Sie
verbringen die Zeit damit, Geld auszu-
geben. Denn die 6,3 Milliarden Euro
aus Zwangsbeiträgen, die jährlich ver-
siebt werden, reichen ihnen immer
noch nicht – obwohl es ein Drittel
mehr ist als die gesamte Wirtschaftslei-
stung des EU-Beitrittslandes Malta.
Die Anstalten sollten, statt in ihrer Be-
dürfnisanmeldung schon wieder einen
deftigen Zuschlag zu fordern, mal ei-
nen Blick auf die Privatwirtschaft ris-
kieren. Da könnten sie lernen, wie man
mit sinkenden Einnahmen auskommt.

Jeder kennt sie, jeder hat sie sicherlich
schon einmal benutzt, doch die wenigsten
machen sich Gedanken über sie. Die Rede
ist von Plastiktüten, die es in jeder Form,
Farbe und Größe gibt und die man täglich
irgendwo sieht. Doch wer weiß schon, wo-
her diese Tüten stammen? Ein Beispiel
wäre da die ruma GmbH. Die Firma, 1964
von Ruth Matthaes gegründet, stellte zu-
nächst in Wiesbaden Stofftiere her. Das Fir-
menlogo – ein Elefant – ist das einzige, was
von damals geblieben ist. Heute produziert
die Gesellschaft Verpackungsmaterial und
Folien aus Polyethylen, und sie hat ihren
Sitz in der Verbandsgemeinde Langenlons-
heim im Landkreis Bad Kreuznach.

Jedenfalls bis jetzt noch. Denn wie viele
andere Unternehmen in der Branche der
Verpackungsindustrie bekam auch die
ruma GmbH die Folgen der vorherrschen-
den Wirtschaftsflaute zu spüren. Sie mußte
im Februar vergangenen Jahres Insolvenz
anmelden. Grund hierfür war aber nicht
wie so oft eine Überschuldung, sondern die
drohende Zahlungsunfähigkeit. Die Kredi-
te waren ausgeschöpft, und die Lohnzahlun-
gen standen bevor. Da die ruma GmbH
eine Tochter der Folag AG in Sempach ist,
erwartete man nun eigentlich Unterstüt-
zung von der Muttergesellschaft aus der
Schweiz. Doch diese übernahm die Bürg-
schaft nicht. Die Situation resultiere, sagt

Insolvenzverwalter Eckhard Finke, aus
dem Umstand, daß in früheren Zeiten „kei-
ne ausreichenden Investitionen getätigt
und unrentable Projekte, wie beispielswei-
se die Produktion von Baufolie, durchge-
führt wurden“. Weiterhin erklärt er, daß
sich die schwächelnde Konjunktur insofern
auf den Verkauf der Ware auswirkt, als in
Zeiten finanzieller Engpässe „zuerst bei
der Werbung gespart wird“, zu der natür-
lich auch die Produkte der ruma GmbH
zählen. So bestellen beispielsweise Super-
märkte und andere Geschäfte nur noch nor-
male weiße Tüten und lassen den Werbe-
aufdruck einfach weg; zugleich werden die
kleineren Fleischereien, die den eigentli-
chen Kundenstamm stellen, immer mehr
von größeren Einkaufsmärkten verdrängt.
Auf diese Supermarktketten ist die ruma
GmbH aber eigentlich nicht ausgerichtet,
sie hat also Strukturprobleme. Aufträge
kommen vor allem von Fleischereigenossen-
schaften, Apothekenhändlern und Werbe-
agenturen. Kleinaufträge stellen den kleine-
ren Posten im Verkauf dar und sind eher sel-
ten. Allerdings ist der durch die Beantra-
gung der Insolvenz befürchtete Kundenab-
sprung relativ niedrig geblieben, und die Si-
tuation hat sich sogar wieder verbessern
können. „Unsere Kunden haben gesehen,
daß wir uns mittlerweile über ein Jahr hal-
ten konnten, und somit neues Vertrauen in
die Firma gewonnen“, bewertet Finke die
momentane Auftragslage. Doch nicht nur
die Kunden sind ein wichtiger Faktor für
den Verkauf im Verlauf einer Insolvenz.
Auch die Mitarbeiter tragen zum Erfolg
oder Mißerfolg der Mission bei. In solch ei-
ner Situation ist die Angst vor finanziellem
Notstand und Arbeitslosigkeit besonders
groß. „Einige wenige Mitarbeiter haben
aus Angst vor der drohenden Arbeitslosig-
keit die Firma verlassen, doch der Großteil
der Belegschaft schaut optimistisch in die
Zukunft“, sagt der Betriebsratsvorsitzende
der ruma GmbH, Franz-Peter Haas. Trotz
aller Probleme sind sie bereit, für das Über-
leben des Elefanten zu kämpfen. Streikhem-
den, wie sie für die Gewerkschaft Verdi als
Eilauftrag in Langenlonsheim hergestellt
wurden, würden sich diese Mitarbeiter nie
überstreifen. Lieber verzichteten sie auf
eine Lohnerhöhung, um die weitere Exi-
stenz und den aktuellen wirtschaftlichen
Stand zu wahren. Berücksichtigt man, daß
die Lohnkosten in ihrer Höhe etwa 40 bis
50 Prozent des Umsatzes entsprechen, wird
das Wirkungspotential dieser Maßnahme
deutlich. Die Belegschaft ist fest entschlos-
sen, das angeschlagene Bild der ruma zu re-
vidieren. Nun wird von ihrer Seite großes
Vertrauen und Hoffnung in den Insolvenz-
verwalter gesetzt, der dem Betrieb einen
Weg aus der Misere aufzeigen soll. Doch
für den gibt es nur wenige Möglichkeiten,
wie man das Problem Insolvenz angehen
kann. Man löst den Betrieb auf, oder man
setzt eine grundlegende Sanierung durch.
Das ist Finkes Ziel. Es ist aber nicht leicht,
da es der ganzen Branche schlechtgeht und
sich aus diesem Grund noch kein Investor
gefunden hat, der den Betrieb eventuell
übernehmen würde. Der Insolvenzverwal-
ter gibt zu bedenken, daß dies „bei vielen
Projekten ganz anders aussieht, da sich hier
meist mehrere Interessenten melden“. Für
die Mitarbeiter der ruma GmbH wäre die
Sanierung mit Abstand die beste Lösung,
da nach dem Wortlaut des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) ein neuer Inhaber „in
die Rechte und Pflichten aus den im Zeit-
punkt des Übergangs bestehenden Arbeits-
verhältnissen“ eintreten müßte und ihr Ar-
beitsplatz damit gesichert wäre.
 MARCELLA GÖRITZ

Geht auch, ist aber wegen des Verpackungsmülls nicht empfehlenswert. Foto privat

Der Staat ist scharf auf die letzte Hose. Übrigens schützt Satellitenempfang nicht vor der
GEZ, aber die zusätzlichen Kabelgebühren entfallen. Foto Frank May
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